
Grosser Gemeinderat Spiez Antrag des Gemeinderats
vom 5. August 2024

GGR-Nr. 244/2024, 2. September 2024

Beschluss des Grossen Gemeinderats

betreffend

Umsetzung Verordnung über die Begriffe und Messweisen im 
Bauwesen BMBV / Teilrevision Baureglement zu Handen Volks-
abstimmung

Der Grosse Gemeinderat von Spiez

 auf Antrag des Gemeinderats
 gestützt auf Art. 27.1 c) der Gemeindeordnung

beschliesst:

1. Das an die BMBV angepasste Baureglement mit Erläuterungsbericht wird zu Handen der Volks-
abstimmung genehmigt. 

2. Das Ratsbüro GGR wird beauftragt, die Urnenbotschaft vom 24. November 2024 zu genehmi-
gen.

3. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt.
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1. Ausgangslage

Im Jahr 2008 hat der Regierungsrat des Kantons Bern beschlossen, der interkantonalen Verein-
barung über die Harmonisierung der Baubegriffe (IVHB) beizutreten. Das Ziel der IVHB ist es, 
die Baubegriffe und Messweisen in den Kantonen und Gemeinden zu vereinheitlichen. Diese 
Vereinheitlichung basiert auf der Verordnung über die Begriffe und Messweisen im Bauwesen 
(BMBV). Durch diese Massnahmen sollen der Planungs- und Baumarkt vereinfacht und die Pla-
nungsaufwände reduziert werden.

Den Gemeinden wurde eine Übergangsfrist bis zum 31. Dezember 2020 eingeräumt, um ihre 
Baureglementsbestimmungen zu überprüfen und allenfalls anzupassen. Diese Frist wurde in der 
Zwischenzeit verlängert, neu müssen die Gemeinden ihre Bestimmungen bis spätestens Ende 
2028 angepasst haben. 

Die Umsetzung der BMBV wird formell und ohne wesentliche materiell-rechtliche Änderungen 
durchgeführt, damit die Planbeständigkeit nicht angegriffen wird. Weitergehende materielle Än-
derungen wie zum Beispiel die Aufhebung der Ausnützungsziffer, die Anpassung von Geschoss-
zahlen oder auch die Einführung einer Solarpflicht müssen in der nächsten Ortsplanungsrevisio-
nen sorgfältig untersucht und in einem politischen Prozess diskutiert werden. Begriffe und Mess-
weisen werden nur dort angepasst, wenn dies aufgrund der BMBV zwingend erforderlich ist – 
und zwar so, dass sich die Bestimmungen inhaltlich möglichst wenig ändern. Auf diese Weise 
kann die bewährte Baubewilligungspraxis weitgehend fortgesetzt werden.

Im Rahmen der Umsetzung der BMBV soll das Baureglement zudem an die neuen kantonalen 
Energievorschriften angeglichen werden. 

2. Bericht

Für die Umsetzung der BMBV müssen die Begriffe und Messweisen aus der vorgegebenen Pa-
lette ausgewählt werden. Für die Festlegung der Gebäudehöhe, der Nutzungsmasse usw. wer-
den in der BMBV einige Varianten zur Verfügung gestellt. Da jedoch im Vergleich zum heute gel-
tenden Baureglement möglichst keine materiellen Veränderungen vorgenommen werden sollen, 
wurden diejenigen Formulierungen angewendet, welche den heute geltenden Bestimmungen 
am nächsten stehen.

Im Folgenden werden die wichtigsten Anpassungen des Baureglements nach den BMBV-Vor-
gaben erläutert: 

Ausnützungsziffer (AZ) neu Geschossflächenziffer oberirdisch (GFZo) – 
Art. 212 / Anhang A112
Die Ausnützungsziffer (AZ) wird durch die Ge-
schossflächenziffer oberirdisch (GFZo) ersetzt. 
Für die Berechnung der AZ kam bis anhin Art. 93 
der Bauverordnung zur Anwendung, welcher 
sich auf die Bruttogeschossfläche abstützte. Bei 
der Bruttogeschossfläche wurden hauptsächlich 
Wohn-, Arbeits- und Erschliessungsflächen an-
gerechnet. Neu wird die gesamte Geschossflä-
che mit allen bewohnten und unbewohnten Flä-
chen je Geschossfläche oberirdisch angerech-
net, was zu mehr anrechenbarer Fläche führen 
wird. Daher wird die bisherige AZ mit dem Faktor 1.1 multipliziert, damit das alte und das neue 
Mass in etwa übereinstimmen. Dieser Umrechnungsfaktor wird vom Amt für Gemeinden und 
Raumordnung (AGR) empfohlen.
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Überbauungsziffer wird gestrichen – Art. 212
Die Überbauungsziffer bestand bis anhin in den Arbeitszonen Industrie und Gewerbe. Dieses 
Mass gab an, welche Teile eines Grundstücks mit oberirdischen Gebäuden bebaut werden durf-
ten. Mit der Streichung soll die Überregulierung aus Grenzabstand, Überbauungsziffer und Grün-
flächenziffer beseitigt werden und die Auswirkungen der neuen Messweise gemäss BMBV ent-
schärfen.

Grünflächenziffer wird reduziert bzw. gestrichen – Art. 212 / Anhang A114
Die Grünflächenziffer besteht heute in der Mischzone 2, Mischzone 3, Mischzone Kern Einigen 
und Faulensee sowie in den Arbeitszonen Gewerbe und Industrie und in der Hotelzone. Bis an-
hin wurden begrünte Flachdächer und wasserdurchlässige Abstellplätze miteinberechnet. Nach 
BMBV dürfen neu ausschliesslich natürliche und/oder bepflanzte Bodenflächen eines Grund-
stücks angerechnet werden. Für die Überprüfung einer Beibehaltung, Streichung oder eventuell 
einer sinnvollen Reduktion der Grünflächenziffer wurden Baugesuche in den betroffenen Zonen 
anhand der alten Regelung sowie der BMBV-Bestimmungen geprüft. Diese Überprüfung hat ge-
zeigt, dass die Grünflächenziffer in der Gewerbezone um die Hälfte reduziert und für die Misch-
zone Kern ganz gestrichen werden soll. Denn die Mischzonen Kern weisen fast keine Grünflä-
chen mehr auf und es handelt sich hierbei nur um kleine Flächen. Auf eine Streichung der Grün-
flächenziffer in den Gewerbezonen ist zu verzichten, da gerade auch in den Gewerbezonen 
Grünräume einen ökologischen Ausgleich bieten und ökologische Trittsteine sicherstellen. Mit 
dem Beibehalten der Grünflächenziffer soll zudem der Überlastung der Entwässerungsinfra-
struktur und sogenannten Wärmeinseln vorgebeugt werden.

Gebäudehöhe neu Fassadenhöhe – Art. 212 / 
Anhang A132
Der Unterschied in der Messweise ist vorab begrifflicher Natur, 
wobei die Höhe neu nicht mehr in der Fassadenmitte, sondern 
an der Stelle des grössten Höhenunterschieds gemessen wird. 
Dies kann folglich neu an jeder Stelle der Fassade sein. In ab-
solut ebenen Lagen ist diese veränderte Messweise kaum von 
Bedeutung. In Spiez sind ebene Flächen jedoch selten. Es ist 
daher zu erwarten, dass in zahlreichen Fällen ein Unterschied 
zwischen der heutigen Messweise und der Messweise gemäss 
BMBV entstehen wird. Um dies auszugleichen, wird die Fassa-
denhöhe um 0.5 m erhöht. 

Kniewandhöhe neu Kniestockhöhe – 
Art. 212 Abs. 5 Bst. g / Anhang A133
Der bisherige Begriff Kniewandhöhe muss aufgrund der BMBV durch den Begriff Kniestockhö-
he ersetzt werden. Bis anhin war für die Kniewandhöhe Oberkante fertig Boden massgebend. 
Neu gilt die Messweise ab rohem Boden. Daher wird die Kniestockhöhe von heute 1.20 m auf 
neu 1.50 m erhöht. Ab einer Kniestockhöhe von mehr als 1.50 m gilt das Dachgeschoss als Voll-
geschoss (wie bis anhin). Bei asymmetrischen Schrägdächern und bei Pultdächern gilt überdies 
neu eine grosse Kniestockhöhe von 3.50 m. 
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Untergeschoss – Art. 212 Abs. 5 Bst. g / Anhang A136
Gemäss heutiger Formulierung im Baureglement 
gilt das Untergeschoss als Geschoss, wenn die 
Oberkante des Erdgeschossbodens im Mittel mehr 
als 1.20 m über dem fertigen Terrain liegt. Damit die 
1.20 m eingehalten werden konnten, durfte das 
neue Terrain bis anhin künstlich erhöht, respektive 
abgegraben werden. So kam der sichtbare Fassa-
denanteil unter 1.20 m zu liegen. Neu muss der Be-
griff des fertigen Terrains mit dem massgebenden 
Terrain ersetzt werden, wodurch keine künstlichen 
Anschüttungen mehr vorgenommen werden dürfen, 
respektive keine Abgrabungen mehr abgezogen 
werden können. Dies hat zur Folge, dass die bisher 
geltenden 1.20 m häufig nicht mehr eingehalten wer-

den können und dass Untergeschosse somit nicht mehr als Untergeschosse, sondern als Voll-
geschosse zählen. Um die Auswirkungen der BMBV diesbezüglich zu mindern, soll das Mass 
von heute im Mittel 1.20 m auf neu im Mittel 1.50 m angehoben werden. 

Attika – Art. 212 Abs. 5 Bst. g / Anhang A138
Die heutige Attika-Bestimmung sieht vor, dass die Attika 
vom darunter liegenden Geschoss ringsum um mindes-
tens 1.50 m, ausgenommen Treppenhaus und Lift, zu-
rückspringen muss. Die BMBV lässt diese Formulierung 
nicht mehr zu. Neu soll die Attika auf einer ganzen Seite 
mindestens 2 m zurückspringen. Damit die zukünftige At-
tikafläche der bis anhin geltenden Vorschrift am nächsten 
kommt, soll zudem ein Flächenmass eingeführt werden. 
Die Geschossfläche des Attikageschosses soll maximal 
70 % des darunterliegenden Geschosses betragen. Aus-
genommen von dieser Bestimmung sind die Arbeitszonen, 

da dies zu einer wesentlich kleineren Fläche führen würde als heute möglich (siehe Abschnitt öf-
fentliche Auflage). 

Bei den Zonen mit Planungspflicht (ZPP) galt bis anhin die Regelung, dass der Gemeinderat oh-
ne Anrechnung an die Geschosszahl eine andere Anordnung des Attikageschosses zulassen 
konnte, wenn damit eine bessere gestalterische Lösung erreicht werden konnte. Diese Formu-
lierung ist nicht BMBV-konform: Neu kann der Gemeinderat zur Erreichung einer besseren Ge-
staltung die Attikageschossfläche von 70% erhöhen. 

ZPP 6 Uechli – Art. 316 
Das bereits ausgearbeitete Projekt ist nach den be-
stehenden Messweisen bewilligungsfähig. Das ge-
plante Attikageschoss ist jedoch nicht BMBV-kon-
form. Nach den neuen Bestimmungen würde dieses 
ein viertes Vollgeschoss auslösen, da die geplanten 
Attiken gemäss BMBV nicht mehr als Attiken gelten, 
sondern als Vollgeschosse. Es wird nun vorgeschla-
gen, bei der ZPP 6 ein viertes Vollgeschoss zuzulas-
sen mit Vorschriften, wie das vierte Vollgeschoss 
ausgestaltet werden soll. Zudem ist kein zusätzliches 
Attikageschoss zugelassen. Dadurch wird gewähr-
leistet, dass das erarbeitete Projekt bezüglich Mess-
weisen nach wie vor bewilligungsfähig bleibt. 
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ZPP 15 Roggern – Art. 324
Die Überbauung der ZPP 15 Roggern ist in Planung und steht vor einem ordentlichen Planer-
lassverfahren. Die Bestimmungen der ZPP 15 werden von der Genehmigung der BMBV ausge-
nommen. Denn sie werden im Rahmen des Planerlassverfahrens für die ZPP 15 angeglichen. 

Energieartikel – Art. 432, 433 und 434
Nach der Einführung der neuen kantonalen Energiegesetzgebung, welche per 1. Januar 2023 in 
Kraft getreten ist, sind die Energieartikel im Baureglement der Gemeinde Spiez teilweise über-
holt. Die Gemeinde hatte bis anhin strengere Vorschriften als dies der Kanton Bern forderte. 
Nach der Einführung der neuen Gesetzgebung sind die strengeren Vorschriften der Gemeinde 
Spiez hinfällig, da der Kanton Bern die Vorschriften verschärft hat. Im Rahmen der Umsetzung 
der BMBV soll das Baureglement auf Anraten des Amts für Umwelt und Energie an die neuen 
kantonalen Energievorschriften angeglichen werden. 

Der bisherige Art. 432 Abs.2 «Die Vorgaben des kommunalen Richtplans Energie sind bei der 
Energieversorgung zu berücksichtigen» wird ersatzlos gestrichen, da das kantonale Energiege-
setz den Gemeinden nicht erlaubt, den Energierichtplan generell als Vorgabe einzusetzen. Mit 
der neuen kantonalen Energiegesetzgebung sind für Neubauten erneuerbare Energieträger vor-
geschrieben, dadurch verliert Art. 432 Abs. 3 «Bei Gebäuden, die neu erstellt werden, dürfen 
höchstens 50 % des zulässigen Wärmebedarfs für Heizung und Warmwasser mit nicht erneuer-
barer Energie gedeckt werden» seine Wirkung und wird deshalb ersatzlos gestrichen. 

Da die Anforderungen gemäss neuer Energiegesetzgebung in sich bereits wesentlich strenger 
sind als die bisherige Regelung im Baureglement, wird der, für die Beanspruchung des Nut-
zungsbonus entscheidende Prozentsatz für die Unterschreitung der Anforderungen an den win-
terlichen Wärmeschutz auf neu 20 % anstatt 30 % festgesetzt. In Art. 434 wird zusätzlich zum 
Anschluss an ein Fernwärmenetz die Möglichkeit eines Anschlusses an einen Nahwärmever-
bund mit erneuerbarer Energie aufgenommen.

Eine erneute Verschärfung der kommunalen Energievorschriften gegenüber den kantonalen 
Energievorschriften muss im Rahmen einer späteren Ortsplanungsrevision erfolgen, denn hier-
bei handelt es sich um eine materielle Änderung. 

3. Verfahren

Mitwirkung
Der Gemeinderat verabschiedete das Dossier zur Mitwirkung am 31. Mai 2021
 Publiziert im Simmentaler Anzeiger am 17. und 24. Juni 2021

Die Mitwirkung fand vom 17. Juni 2021 bis am 15. August 2021 statt. Die Dokumente lagen bei 
der Gemeindeverwaltung auf und waren unter www.spiez.ch aufgeschaltet. 

Während der Mitwirkungsfrist trafen 6 Mitwirkungseingaben ein. Einzelne Empfehlungen konn-
ten in der Überarbeitung des Baureglements berücksichtigt werden. 

Kantonale Vorprüfung
Der Gemeinderat verabschiedete das Dossier am 1. November 2021 zur kantonalen Vorprüfung. 
Der Vorprüfungsbericht des Amtes für Gemeinden und Raumordnung vom 6. Januar 2023 fiel 
weitestgehend positiv aus. Die materiellen und formellen Genehmigungsvorbehalte sowie Emp-
fehlungen und Hinweise sind in das Planungsdossier eingeflossen. 

Öffentliche Auflage
Der Gemeinderat verabschiedete das Dossier zur öffentlichen Auflage am 8. April 2024. 

Öffentliche Auflage vom 25. April bis am 27. Mai 2024
 Publiziert im Simmentaler Anzeiger am 25. April und 2. Mai 2024
 Publiziert im Amtsblatt am 24. April 2024
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Im Rahmen der öffentlichen Auflage ging fristgerecht eine Einsprache ein. Der Einsprechende 
machte nachvollziehbar geltend, dass die Beschränkung der Grösse der Attikageschosse auf 
70 % der Geschossfläche des darunterliegenden Vollgeschosses bei sehr grossen Gebäuden in 
den Arbeitszonen zu einer Benachteiligung gegenüber heute führt. Der Gemeinderat entschied 
daraufhin, die Arbeitszonen Gewerbe und Industrie von dieser Beschränkung auszunehmen und 
Art. 212 Abs. 5 Bst. g entsprechend zu ergänzen. Somit wurde die Einsprache zurückgezogen. 

Daraus resultierte eine zweite öffentliche Auflage vom 20. Juni – 22. Juli 2024
 Publiziert im Simmentaler Anzeiger am 20. Juni und 27. Juni 2024
 Publiziert im Amtsblatt am 19. Juni 2024

Während der zweiten öffentlichen Auflage ging gegen die genannte Änderung keine Einsprache 
ein. Somit liegen keine unerledigten Einsprachen vor. 

Weiteres Vorgehen
Ab dem 1. Tag der öffentlichen Auflage der BMBV (25. April 2024) bis zur Genehmigung der 
BMBV durch das AGR muss jedes Baugesuch, welches ab diesem Zeitpunkt eingereicht wird, 
dem alten und dem neuen Baureglement entsprechen. Nur so können weiterhin Baubewilligun-
gen erteilt werden. Laufende (ausgenommen Voranfragen) oder bewilligte Baugesuche betrifft 
die Umsetzung der BMBV nicht. 

Nach der Beratung im GGR wird über die Vorlage voraussichtlich im November an der Urne ent-
schieden. Anschliessend kann die Teilrevision des Baureglements zur Genehmigung dem AGR 
übergeben werden.

4. Finanzielle Auswirkungen

Die Aufwendungen des Planungsbüros gehen vollumfänglich zu Lasten der Gemeinde und sind 
im Budget vorgesehen.

5. Antrag

Dem Grossen Gemeinderat wird beantragt, das an die BMBV angepasste Baureglement mit Er-
läuterungsbericht zu Handen der Volksabstimmung zu genehmigen.

Beilagen
 Baureglement vom 26. Juli 2024
 Erläuterungsbericht vom 26. Juli 2024
 Vorprüfungsbericht vom 6. Januar 2023

Spiez, 19. August 2024


